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NRW - Programm der Liberalen Demokraten 
Beschlossen auf dem Landesparteitages  Nordrhein - Westfalen vom o3.o7.1983 in Wuppertal

1. Arbeitslosigkeit

Arbeitslosigkeit ist nicht nur ein finanzielles, sondern auch ein menschliches Problem. Das Gefühl, überflüssig zu sein - sozialer Abstieg und Staatsverdrossenheit - zunehmender Drogenkonsum, Gefahr der Kriminalität, Offenheit für radikale politische Auffassungen - Perspektivlosigkeit bei Jugendlichen und Bereitschaft zum Aussteigen, all dies sind bestürzende Begleiterscheinungen.

Die Arbeitsmarktprobleme sind mit der traditionellen Wachstums- und Investitionsförderungspolitik nicht mehr zu lösen, seitdem die Rationalisierungseffekte der Investitionen überwiegen und Umwelt-, Energie- und Rohstofffragen dem Wachstum Grenzen setzen. Die nordrhein - westfälische Landesregierung muss daher selbst eine beschäftigungsorientierte Haushalts- und Wirtschaftspolitik betreiben. Dazu gehört nach Auffassung der Liberalen Demokraten:

- Maßnahmen der Arbeitszeitverkürzung und der gerechten Verteilung der vorhandenen Arbeit (z. B. Job - Sharing = Arbeitsplatzteilung, Eindämmung von Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst, Aus- und Fortbildungsmaßnahmen einschließlich Bildungsurlaub);

- ein öffentliches Arbeitsplatzbeschaffungsprogramm, möglichst in Zusammenarbeit mit der Bundesagentur für Arbeit;

- Förderung und Erleichterung von Existenzgründungen;

- Vergabe von Subventionen und anderen öffentlichen Förderungsmitteln unter beschäftigungspolitischen Aspekten und Auflagen;

- eine an der Zahl und der Sicherheit der Arbeitsplätze ausgerichtete Strukturpolitik;
- Durchführung öffentlicher Investitionen, die Beschäftigungseffekte und öffentliche Aufgaben miteinander verbinden 

(z.  B. Umweltvorsorge, Fernwärmenetz, soziale Infrastruktur, Wohnungsbau, öffentlicher Personen - Nahverkehr).

Die bundespolitischen Maßnahmen im Zusammenhang mit Hartz IV sind abzulehnen, da hiermit keine Arbeitsplätze geschaffen werden, sondern die Arbeitssuchenden werden in die Armut gedrängt.

2. Energiepolitik
Liberale Energiepolitik orientiert sich nicht nur an den herkömmlichen Zielen wie Sicherheit, Unabhängigkeit und Preisgünstigkeit der Energieversorgung, sondern z. B. auch an deren Umweltfreundlichkeit, dem Arbeitsplatzeffekt und den gesellschaftsverändernden Folgen. Liberale Demokraten setzen auf sparsame und rationelle Energieverwendung, auf dezentrale Kraftwärmekoppelung und Fernwärme, auf die Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energiequellen.

Mit der Nutzung der Kernenergie sind Energieprobleme nicht zu lösen, da die immensen Finanzmittel für Kernenergieprojekte keinen Raum für die Förderung von alternativen Techniken lassen. Da die Hälfte des Energiebedarfs auf Wärme entfällt, wären dort die Förderungsmittel - vor allem für Kraftwärmekoppelungsanlagen - am wirkungsvollsten eingesetzt. Auch wegen der schwerwiegenden umwelt- und gesellschaftspolitischen Bedenken und der ungelösten Sicherheits- und Entsorgungsprobleme muss die Nutzung der Kernenergie abgelehnt werden.

Daher sprechen sich die Liberalen Demokraten gegen die geplanten Zwischenlager für verbrauchte atomare Brennelemente in Ahaus und Würgassen aus. Das Land NW sollte weiterhin der Kohle den Vorrang vor Kernkraft geben und daher jede weitere Mitwirkung und Finanzierung in diesem Bereich einstellen.

3. Umweltpolitik
Eine menschenwürdige Umwelt und der Schutz der natürlichen Lebensbedingungen vor der Zerstörung und der Vergiftung müssen für die heutigen und die zukünftigen Generationen als Menschenrecht gesetzlich verbürgt werden. Das „Umweltgrundrecht“ der nordrhein - westfälischen Landesverfassung (Art. 29a), muss durch ein umfassendes Vorsorgeprinzip verwirklicht werden.

Die Liberalen Demokraten fordern Strafbestimmungen für Verstöße gegen Umweltschutzbestimmungen, die so hoch anzusetzen sind, das insbesondere bei Großfeuerungsanlagen und anderen industriellen Betrieben ein Freikaufen vom Umweltschutz durch einkalkuliertes Bezahlen von Bußen von vornherein verhindert wird. Die Bußgelder müssen sich deutlich über den Einsparungen bewegen, die durch die Verstöße erzielt werden.

Die Liberalen Demokraten fordern die Förderung von schwefel- und rußarmen Dieselkraftstoffen als eine der Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt.

4. Verkehrspolitik
Liberale Verkehrspolitik fordert unter umweltpolitischen, energiepolitischen und sozialen Erwägungen einen Vorrang für das öffentliche Transportwesen. Deshalb sprechen sich die Liberalen Demokraten aus
· gegen den Bau neuer Autobahnstrecken. Das nordrhein - westfälische Autobahnnetz ist leistungsfähig genug und bedarf nur noch der Schließung der Lücken;

· für eine vorrangige Unterstützung des Straßenbahn- und Busverkehrs gegenüber prestigeträchtigen und kostspieligen U - Bahn - Bauten und für die Förderung der Schaffung eines einheitlichen Verbundnetzes;
· gegen weitere Stilllegungen von Bundesbahnstrecken allein aufgrund von Rentabilitätsüberlegungen. Bei Stilllegungen müssen kostengünstige und leistungsfähige Alternativen angeboten werden;
· für die Finanzierung der Schienenwege durch den Bund (ähnlich wie Straßen und Wasserwege)
· für eine Privatisierung der stillgelegten DB - Strecken in der Form, dass private Verkehrsunternehmen diese Schienennetze für den Nahverkehr nutzen;
· für einfachere und attraktivere Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel durch Einheitstarife und Fahrplanabstimmungen auf Landesebene statt komplizierter Tarifstaffelungen und unvernünftiger Verbundgrenzen;
· für den Ausbau eines bedarfgerechten S - Bahnsystems für die Ballungszentren an Rhein und Ruhr.
· Für Nachtflugverbot auf allen Flughäfen zwischen 1:00 Uhr und 4:30 Uhr
5. Landschaftsverbände
Die beiden nordrhein - westfälischen Landschaftsverbände sind - obwohl mit wesentlichen Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen ausgestattet - bürgerferne kaum durchschaubare und undemokratische Gebilde, die hauptsächlich der Geldverteilung unter den Mitgliedskörperschaften dienen.

Hinter ihrer verfassungsrechtlichen Konstruktion steht jedoch ein positiv zu bewertendes Prinzip der gemeindlichen Selbstverwaltung statt staatlicher Regelung.

Es ist daher auf einen demokratischen Aufbau der Landschaftsverbände und auf ein tatsächlich gewähltes Parlament (die Landschaftsversammlung) hinzuwirken.

6.  Ausländische Mitbürger
Die Liberalen Demokraten verurteilen jede Form von Ausländerfeindlichkeit und Rassismus. Den hier lebenden Ausländern muss die Möglichkeit der Integration bei Wahrung ihrer kulturellen Identität angeboten werden. Auch die ausländische Familie steht unter dem besonderen Schutz des Staates. Die Liberalen Demokraten fordern, die Ausländer als Mitbürger zu behandeln. Dazu ist es notwendig,

- ihnen nach vierjährigem Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland das Kommunalwahlrecht zu gewähren. Die Integrationsräte, die sich aus unmittelbar von den ausländischen Mitbürgern gewählten Vertretern zusammensetzen bleiben hiervon unberücksichtigt.

- Ausländern der zweite Generation einen Anspruch auf Einbürgerung einzuräumen;

- Ausländern, die länger als 8 Jahre in der Bundesrepublik wohnen, das Niederlassungsrecht zu gewähren;

- durch gezielte Wohnungspolitik Konzentrationsprozessen entgegenzuwirken: d. h. z. B., dass die Vergabe öffentlicher Mittel im Wohnungsbau mit der Bedingung, einen angemessenen Anteil der Wohnungen an Ausländer zu vermieten, verknüpft wird;

- ihre Bildungschancen zu verbessern und im schulischen Bereich den Unterricht in der Muttersprache spätestens anstelle der ersten Fremdsprache einzuführen, zusätzlich ist in der Primarstufe muttersprachlicher Unterricht anzubieten. Dabei müssen auch geeignete ausländische Lehrkräfte herangezogen werden;

- geeignete Intensivsprachkurse in Deutsch anzubieten, da grundlegende Voraussetzung für Schulerfolg,  

- Arbeitsvermittlung und gesellschaftliche Eingliederung die Beherrschung der deutschen Sprache ist;

- dass Plätze in Kindergärten und -tagesstätten für Ausländer in ausreichendem Maße von allen staatlich bezuschussten  

  Trägern zur Verfügung gestellt werden.

7. Schulpolitik
Die Liberalen Demokraten bekennen sich zur Gesamtschule als notwendigem Angebot neben dem traditionellen dreigliedrigen Schulsystem und als wünschenswertem Beitrag zu mehr Chancengleichheit. Die erforderliche Wahlmöglichkeit für Eltern und Schüler ist aber nur dann gegeben, wenn die Errichtung von Gesamtschulen nach Bedarf erfolgt und nicht nach dem jeweiligen politischen Mehrheiten in den Kommunen. Daher muss die Landesregierung einen Strukturplan für ein landesweites Angebot an Gesamtschulen aufstellen und dafür sorgen, dass der Bedarf an Gesamtschulen nach objektiven Kriterien ermittelt und dass ihm uneingeschränkt Rechnung getragen wird. Für die Errichtung einer Gesamtschule genügen 60 Schüler je Jahrgang als Mindestzahl (in der Fachsprache: Zwei- oder Dreizügigkeit).

Die Verantwortung für die Ausbildung muss schwergewichtig bei denjenigen liegen, die die Ausbildung auch betreiben. Die Aufsichtsbehörden sollen sich auf die Missbrauchsaufsicht beschränken, satt den pädagogischen Prozess durch kleinliche Reglementierung zu verhindern. Die Liberalen Demokraten fordern einen Stopp der Erlassflut. Die Gleichwertigkeit der Ausbildung wird durch Rahmenvorgaben ausreichend gesichert.

Die Liberalen Demokraten fordern die Einstellung arbeitsloser Lehrer.

Deren Ausbildung hat die Gesellschaft viel Geld gekostet, die Schulklassen sind noch viel zu groß, Unterrichtsausfall ist nicht selten, für Sonderaufgaben - z. B. bei ausländischen Schülern - und pädagogische Verbesserungen und Neuerungen fehlen Lehrkräfte. Neuartige Modelle und eine Reform der Besoldungsregelung könne die Finanzierung sicherstellen: freiwillige Einkommensreduzierung bei verminderter Pflichtstundenzahl, Job - Sharing, Aufstockung von Sozialhilfe / Arbeitslosenhilfe bei Unterrichtsleistung, Förderung privater Beschäftigungsinitiativen. Nebentätigkeiten von Lehrern sollten, sowohl was die Vergütung als auch was die Stundenzahl angeht, auf die Haupttätigkeit angerechnet werden.

Konfessionsschulen sind als Privatschulen zuführen.

Die öffentliche Finanzierung privater Schulen bedingt nach Ansicht der Liberalen Demokraten offenen Zugang und demokratische Strukturen.

Ein angemessener finanzieller Eigenanteil der Träger und Eltern ist aufgrund der besonderen Interessenlage notwendig und gerechtfertigt.

Die Liberalen Demokraten sprechen sich für die Einführung einer wertneutralen Friedenserziehung aus.

Auf Grund der PISA – Studie sind Veränderungen im Bildungssystem vorzunehmen, die durch wissenschaftliche Grundlagen belegt sind und nicht wegen Aktionismus durchgeführt werden.

Hierbei darf das dreigliedrige Schulsystem nicht tabu bleiben. 

Die Überlegungen, eine Gemeinschaftsschule als Regelschule einzuführen – wie auch vom Verband Bildung und Erziehung in NW begrüßt wird – sind unter dem Gesichtspunkt der Chancengleichheit zuprüfen.

Ganztagsschulen sollen auf der einen Seite die Möglichkeit geben, dass Kinder ihre Hausaufgaben in der Schule erledigen können und evtl. Lernschwächen behoben werden können.

Andererseits darf dies nicht zur Abschaffung der Horte führen. Beide sollen als Wahlmöglichkeit bestehen.

Die Ausbildung der Erzieher/innen ist entsprechend ihres Auftrages zu verbessern, wobei auch ein Fachhochschulstudium nicht auszuschließen ist.

8. Hochschule
Im Hochschulbereich ist aus folgenden Gründen eine Neuordnung unerlässlich:

- Unterdeckung bzw. Überdeckung des Arbeitsmarktes mit Hochschulabsolventen,

- keine Chancengleichheit für die einzelnen Schülergenerationen,

- ungleichmäßige Kapazitätsauslastungen, 

- Haushaltsprobleme.

Diese Strukturveränderungen müssen - wie gesetzlich vorgesehen - unter Beteiligung der Hochschulen erfolgen. Übergriffe, wie sie bei der Konzentration und Neuordnung von Studiengängen seitens des Wissenschaftsministers erfolgten, sind gesetzeswidrig und zerstören die vertrauensvolle Basis zwischen den Hochschulen und den politisch Verantwortlichen. Darum fordern die Liberalen Demokraten: 
- Erstellung eines Hochschulgesamtplanes, damit Entscheidungen für Strukturreformen daraus abgeleitet werden können,

- Stärkung der Autonomie der Hochschule durch eine teilweise Globalisierung der Haushalte unter Anwendung von

  Sockelgarantien für die einzelnen Fachbereiche der jeweiligen Hochschule,

- Abbau der Eingriffs- und Entscheidungskompetenzen der Ministerialbürokratie,

- Differenzierung des Regionalkonzepts.

Die Liberalen Demokraten –die Sozialliberalen - setzen sich für die Beibehaltung der Verfassten Studentenschaft ein.

Die Liberalen Demokraten fordern die Landesregierung auf, den Länderanteil beim Studenten - Bafög als Zuschuss zu zahlen sowie ein eigenes, dem alten Schüler - Bafög entsprechendes Stipendium zu schaffen.

9. Berufliche Bildung

Die Bereitstellung von beruflichen Ausbildungsplätzen für alle Jugendlichen, die einen Ausbildungsplatz suchen, ist für Liberale Demokraten ein unverzichtbarer Bestandteil humaner und sozialer Gesellschaftspolitik. Wenn die private Wirtschaft dabei versagt, muss die Öffentliche Hand ihre Verantwortung wahrnehmen. Die Liberalen Demokraten fordern daher die Landesregierung auf, die unzulänglichen betrieblichen Angebote durch überbetriebliche Ausbildungsstätten zu ergänzen, unabhängig von einer Ausbildungsplatzabgabe.

10. Kulturpolitik
Kultur ist Bürgerrecht und Mittel zum Leben. Knappe Mittel dürfen nicht dazu führen, dass dieser Bereich zur beliebig verfügbaren Masse gemacht wird, weil er nicht „wirtschaftlich sinnvoll“ ist.

Für Liberale Demokraten ist es nicht tragbar, dass fast alle öffentlichen Mittel für staatliche bzw. städtische Kultur verwendet werden, während anderen Trägern, die ohnehin benachteiligt sind, die Mittel noch gekürzt werden.

11. Sozialpolitik
Die von der derzeitigen Bundesregierung betriebene Umverteilung (z. B. Hartz und Steuerreform) von unten nach oben verstärkt soziale Spannungen und Notlagen und schafft zusätzliche Sozialhilfeempfänger. Umso wichtiger ist es nach Ansicht der Liberalen Demokraten – die Sozialliberalen -, dass in Nordrhein - Westfalen die Einrichtungen der Sozialarbeit aufrechterhalten und ausgebaut werden:

- Schaffung eines landesweiten Angebotes an Sozialstationen,

- flächendeckende Einrichtung der sozialpädagogischen Familienhilfe,

- verstärkte pädagogische Betreuung für arbeitslose Jugendliche sowie für Drogen- und Alkoholabhängige, 

- Bereitstellung von Landesmitteln für selbstverwaltete Jugendzentren, für offene Bürgerhäuser und für autonome 

  Frauenhäuser (Einrichtungen für misshandelte Frauen).

12. Bürgermitwirkung
Liberale Politik beinhaltet die Aufforderung an alle Bürger zur politischen Mitarbeit. Es ist daher eine der wichtigsten Aufgaben der Liberalen Demokraten, allen Teilen der Bevölkerung die Möglichkeit zu eröffnen, am politischen Willensbildungsprozess aktiv teilzunehmen. 

Die Liberalen Demokraten fordern:

- eine verbindliche Regelung in der Gemeindeordnung, um eine einheitliche Handhabung der  Bürgermitwirkung in allen Kommunen zu gewährleisten und willkürlich einengende Regelungen zu unterbinden; (Einladungen bei Behandlung von Bürgeranträgen in den Gremien mit der Beschlussvorlage der Verwaltung)
- die Ergänzung des Bürgerbegehrens (Bürgerantrag) durch den Bürgerentscheid und die Ausweitung des Rechts auf  

  Bürgerantrag auf hier lebende Ausländer;

- eine eindeutige Vorschrift für die Öffentlichkeit von Rats- und Ausschusssitzungen und für die Informationsrechte der 

  dort anwesenden Einwohner; (Tagesordnung mit den jeweiligen Anträgen und Vorlagen)

- die Einwohnerfragestunde auch auf Ausschüsse und andere Gemeinden auszuweiten;
- ein frühzeitiges Greifen der Bürgermitwirkung bereits in der Planungsphase, um Chancengleichheit mit den befassten 

  Verwaltungen, Institutionen und Unternehmen zu erreichen;
- die Einführung der Verbandsklage für anerkannte Verbände; 

- verbesserte Kontrollbefugnisse der Ratsmitglieder gegenüber der Verwaltung und den Vertretern der Kommunen in den 

  Aufsichtsräten und vergleichbaren Positionen;

- das Recht auf Akteneinsicht für jeden Einwohner, soweit nicht die Bestimmungen des Datenschutzes diesem 

  entgegenstehen;

- eine Einschränkung der beamtenrechtlichen Verschwiegenheitspflicht bei Wahrnehmung berechtigter öffentlicher 

  Informationsinteressen;

- die Ersetzung starrer Listen bei Kommunalwahlen durch die Möglichkeit des Kumulierens und Panaschierens.

13. Haushalt und Finanzen

Der enger gewordene finanzielle Handlungsspielraum in den öffentlichen Haushalten darf nach Auffassung der Liberalen Demokraten nicht dazu führen, die Grundsätze der sozialen Ausgewogenheit und der Belastung nach der Leistungsfähigkeit zu vernachlässigen. Einsparungen dürfen daher nicht bei den ohnehin wirtschaftlich benachteiligten Bevölkerungsgruppen erfolgen.

Die finanzielle Lage der Städte und Gemeinden und ihre Fähigkeit zur Erfüllung kommunaler Pflichtaufgaben darf nicht weiter eingeengt werden. Die Leistungen des Landes an die Kommunen müssen daher mit der Entwicklung des Landeshaushalts Schritt halten. Das aufwendige System der Zuweisung von Landesmittel für kommunale Zwecke muss vereinfacht werden; die vorgeschriebenen Größen- und Ausstattungsstandards sind zu reduzieren, damit mehr Freiräume für kommunale Selbstverwaltung geschaffen werden. Andererseits sind an die Fähigkeit und Bereitschaft der Kommunen, für Investitionen mit Landeszuschüssen die Folgekosten zu tragen, strengere Maßstäbe anzulegen.

Die Liberalen Demokraten lehnen die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen ab, sofern nicht gewährleistet ist, dass 

- der soziale Besitzstand des vorhandenen Personals erhalten bleibt,

- ein flächendeckendes Angebot für alle Bürger im Konzessionsgebiet gewährleistet bleibt,

dieses Angebot eines privaten Unternehmers auf Dauer sichergestellt werden kann,

- die Leistungsqualität erhalten bleibt,

- die Einflussmöglichkeit der öffentlichen Hand bestehen bleibt, vor allem soweit ein privates Monopol entsteht,

- eine tatsächliche finanzielle Entlastung für den öffentlichen Haushalt eintritt.

Auf keinen Fall dürfen diese Aufgaben ins Ausland verlagert werden. (Cross – Border – Leasing)

Bei der Beratung neuer Gesetze sind die den öffentlichen Kassen tatsächlich entstehenden Kosten anzugeben, gegebenenfalls sind eine Befristung und Überprüfung von Gesetzen vorzusehen.

Wenn den Kommunen neue Aufgaben übertragen werden, müssen sie auch mit den erforderlichen Mitteln ausgestattet werden.

Der Landesrechnungshof ist mit Exekutivbefugnissen auszustatten, um eine Verschwendung öffentlicher Mittel wirkungsvoller zu unterbinden und Regressansprüche besser durchsetzen zu können.

Beschlossen auf dem Landesparteitag der Liberalen Demokraten am 13.o6.1987 in Leverkusen

Liberale Jugendpolitik

1.  Die Kommunen bzw. Kreise werden aufgefordert, sich über Art und Umfang der Jugendarbeitslosigkeit unter jungen Menschen bis zum 27. Lebensjahr in ihren Gemeinden zu informieren.

2.  Bei festgestellter Arbeitslosigkeit der Jahrgänge zwischen dem 16. und 27. Lebensjahr fordern die LD –die Sozialliberalen - von den Kommunen in Kooperation mit den jeweils zuständigen Behörden der Arbeitsverwaltung, den Kammern, den Jugendverbänden, den freien Trägern und Initiativen mindestens folgende Instrumentarien der Jugendausbildung zu ergreifen:
Vollzeitschulische Berufsausbildung an städtischen, gewerblichen Schulsystemen, das kann bedeuten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in städtischen Betrieben und an städtischen Jugendzentren, überbedarfliche Ausbildung von Jugendlichen, Gründung von rechtlich selbständigen Ausbildungsstätten in städtischer Sponsorenschaft usw.

3.  Mit diesem Instrumentarium sollen die jungen Menschen bis zum 27. Lebensjahr ausgebildet und gefördert werden, weil sonst ganze Geburtenjahrgänge für ihre Lebenszeit aus dem Arbeitsprozess ausgegliedert bleiben.

4.  Die Mittel für Kinder- und Jugendarbeit sind langfristig zu sichern und dürfen nicht unter das Niveau von 2004 sinken.

Liberale Alterspolitik
1.  Die LD setzen sich für die Aufrechterhaltung der Würde, die Beachtung der individuellen Bedürfnisse und die gesellschaftliche Anerkennung der alten Menschen ein.

2.  Die LD wollen eine Alterspolitik in NRW und im Bund, die sich an den tatsächlichen Bedürfnissen orientiert und damit auch andere Wohn- und Lebensformen ermöglicht.

3.  Die LD wollen, dass Alterspolitik, Altenarbeit und Altenhilfe immer zuerst auf die Möglichkeit der Selbsthilfe alter Menschen ausgerichtet ist.

4.  Die LD wollen, dass alle notwendigen sozialen und (oder) pflegerischen Hilfen der Erhaltung oder Wiederherstellung von größtmöglicher Unabhängigkeit und Selbständigkeit alter Menschen dienen und nicht etwa dazu beitragen, alte Menschen wegen einer eingetretenen Hilflosigkeit in irgendeiner Form zu unmündigen Objekten von Hilfseinrichtungen oder Helfern machen.

5.  Die LD wollen, dass ambulante und stationäre Einrichtungen im Bereich der Altenhilfe (Begegnungsstätten, Sozialstationen, Altenheime, Pflegeheime etc.) weniger totale Versorgung anbieten (also Hilfe), als vielmehr Hilfen zur Selbsthilfe, um eine weitmögliche Eigenbestimmung zu erhalten.

6.  Die LD wollen eine politische Mitwirkung und ein Mitspracherecht der alten Menschen in den Kommunen, z. B. in Form von Altenbeiräten.

7.  Die LD setzen sich dafür ein, dass auch Demenzkranke stärker als bisher in der Gesundheitspolitik und Betreuung berücksichtigt werden.

8.  Die LD setzen sich dafür ein, dass ein Rechtsanspruch für ambulante und stationäre Versorgung geregelt wird.

Ausbildung der Erzieher und Lehrer

Die LD werden sich für die Veränderung der Pädagogen - Ausbildung (Erzieher und Lehrer aller Altersgruppen) einsetzen.

Der Geburtenrückgang und der damit verbundene geringe Bedarf an Erziehern und Lehrern eröffnet neue Spielräume für qualitative Verbesserungen.

Es ist jetzt die Möglichkeit gegeben, sehr grundsätzlich über die Aufgaben des Erziehungssystems nachzudenken und ein neues Berufsbild für Erzieher und Lehrer zu entwickeln.

Leitgedanke ist die volle Entwicklung der Fähigkeiten eines Menschen. Eine Begrenzung auf die erkenntnismäßigen Fähigkeiten ist unerwünscht. Die kreativen, musischen uns sozialen Komponenten haben den gleichen Rang.

Auf die Ausbildung und die berufliche Stellung der Erzieher für das Vorschulalter ist besonderer Wert zu legen.

Menschliche und praktische Fähigkeiten sind in der Ausbildung mindestens ebenso wichtig wie die wissenschaftlichen Grundlagen. Lehrer für höhere Altersstufen müssen fachwissenschaftliche Qualifikation schrittweise zusätzlich erwerben. Für die wissenschaftlichen Qualifikationen steht in den Universitäten eine hinreichende Ausbildungskapazität auch zukünftig zur Verfügung.

Fortbildungskurse sind vorzuschreiben, um die Lehrer/innen und Erzieher/innen bestens zu informieren.

Kontaktaufnahme mit der LDPD

Der Landesparteitag befürwortet eine Kontaktaufnahme des Bundesvorstandes mit der LDPD; Ziel dieser Kontaktaufnahme zwischen der Liberalen Partei in der DDR und der linksliberalen Partei in der Bundesrepublik ist ein gegenseitiges Kennenlernen und eine Auseinandersetzung mit der jeweiligen politischen Programmatik.

Länderpartnerschaft
Die Landesregierung des Landes NRW wird gebeten, eine Partnerschaft zwischen den stark industrialisierten Bundesland NRW und der Unionsrepublik Ukraine (Ukrainische SSR) der UdSSR anzustreben, damit zwischen beiden Ländern von Bundesstaaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung, aber mit ähnlicher Struktur, ein besseres Verständnis und bessere Kenntnisse erzielt werden. Dies dient dem Frieden in der Welt

Beschlüsse des Landesparteitages der Liberalen Demokraten –die Sozialliberalen- in Nordrhein – Westfalen am o2. Juni 2007 in Köln – Buchheim

Gemeindeordnung

Die Liberalen Demokraten  - die Sozialliberalen – kritisieren die von der Landesregierung Nordrhein – Westfalen vorgelegte Gemeindeordnung.

1. Eine Abkoppelung der (Ober-) Bürgermeisterwahl von den Kommunalwahlen verursacht zusätzliche Kosten und verringert die Beteiligung für diese Wahl.

2.  Ebenso wird die Abschaffung der Stichwahl bei der Bürgermeisterwahl abgelehnt, da der Bürgermeister eine Kommune vertreten soll, soll auch die Mehrheit der Wähler hinter der Person stehen.

Fuhrpark

Die Liberalen Demokraten  - die Sozialliberalen – fordern die Landesregierung auf, bei allen Anschaffungen – insbesondere auch bei den Dienstfahrzeugen – umweltfreundliche Produkte zu erwerben. 

Bürgerradio
Die Liberalen Demokraten NW lehnen jede Einschränkung  der Bürgerfunksendungen in den Lokalrundfunksendern (Radio NRW) ab. Hierzu zählen insbesondere 
- 
die Verschiebung der Sendezeiten in die späten Abendstunden, 
 
stattdessen landesweit einheitliche Sendezeit des Bürgerfunks um 18:00 Uhr

· Beibehaltung der finanziellen Grundsicherung

· Keine Verpflichtungen und Vorschriften auf den Inhalt der Sendung und deren Formate durch die Lokalsender

· Einbindung des Bürgerfunks in allen Überlegungen die diese betreffen.

Mehr Demokratie
Die Liberalen Demokraten –die Sozialliberalen- in Nordrhein – Westfalen begrüßen die Initiative von „Mehr Demokratie“ für ein neues Wahlrecht und rufen alle Bürger auf die Volksinitiative entsprechend der eigenen Möglichkeiten zu unterstützen. Das neue Wahlrecht soll das Panaschieren und Kumulieren bei Kommunalwahlen einführen.

Wir unterstützen den jetzigen Ministerpräsidenten Dr. Jürgen Rüttgers bei seiner Forderung vom 23. Oktober 2001: „Wir haben keine Angst vor den Bürgerinnen und Bürgern. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass bei den Kommunalwahlen demnächst auch Kumulieren und Panaschieren möglich ist.“

Darüber hinaus fordern die LD Nordrhein – Westfalen, dass der kommunale Haushalt durch Bürgerentscheid genehmigt wird. Zumal der Haushalt aus Steuergeldern der Bürger finanziert wird.“

(http://www.mehr-demokratie.de/)

Kinderbildungsgesetz

Die Liberalen Demokraten NRW lehnen den Entwurf für das „Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern“ (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) in seiner vorliegenden Form ab.

Sie fordern die Landtagsfraktion auf, im Zuge der parlamentarischen Beratungen die Bedenken und Änderungswünsche der Träger, Verbände und Elternvertreter in angemessener Weise zu berücksichtigen.
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